
Bekanntmachung des 

Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 

 

Vorhaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz: 

Planfeststellungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb  
der Energieversorgungsleitung  

„ETL 182 Elbe-Süd nach Achim“ der Gasunie Deutschland Transport Services GmbH 
in den Landkreisen Stade und Rotenburg (Wümme) 

Bek. d. LBEG v. 13.01.2025 - L1.4/L67301/01-16_06/2025-0002 - 

 

Die Fa. Gasunie Deutschland Transport Services GmbH (GUD) mit Sitz in Hannover plant die 
Errichtung und den Betrieb einer Energietransportleitung unter dem Projektnamen „ETL 182 Elbe-
Süd nach Achim“ und hat gem. § 43 Abs. 1 Nr. 5 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) die 
Zulassung der Leitung bei der Planfeststellungsbehörde, dem Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie (LBEG), beantragt. 
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Für die beantragte Trasse liegt die Landesplanerische Feststellung des Amtes für regionale Lan-
desentwicklung Lüneburg vom 12.07.2024 - ArL LG 20223-03/ETL182-LF – vor (https://www.arl-
lg.niedersachsen.de/startseite/unsere_themen/raumordnung/rov-etl182-213084.html). Gegen-
stand der Landesplanerischen Feststellung ist, ob und ggf. unter welchen Maßgaben das Vorha-
ben mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist und zu welchem Ergebnis die Prüfung 
der Trassenalternativen geführt hat. Zugleich trifft die Landesplanerische Feststellung Aussagen 
dazu, inwieweit das Vorhaben mit Planungen und Maßnahmen anderer Planungsträger abge-
stimmt werden konnte bzw. noch abgestimmt werden muss. 

Antragsgegenstand im Planfeststellungsverfahren sind die Errichtung und der Betrieb der Leitung. 
Das Vorhaben umfasst auch alle bauzeitlich erforderlichen Flächen und Anlagen sowie die für den 
Betrieb erforderliche dauerhafte Sicherung eines 12 m breiten Schutzstreifens (jeweils 6 m beid-
seitig der Rohrachse) und die Gewährleistung entsprechender Betriebszufahrten. Die etwa 
86,9 km lange Leitung soll mit einem Durchmesser von DN 1400, einem maximalen Betriebsdruck 
von 84 bar und einer Verlegetiefe von mindestens einem Meter errichtet werden. Die Verlegung 
erfolgt weitgehend in Grabenbauweise, stellenweise auch durch geschlossene Verlegung, die 
eine Beanspruchung der Oberfläche vermeidet. Die Inbetriebnahme der Leitung ist für Ende des 
Jahres 2027 geplant. 

Durch das Vorhaben betroffen sind der Flecken Ottersberg, die Gemeinde Oyten, die Hansestadt 
Stade, die Samtgemeinden Fredenbeck, Harsefeld, Horneburg, Lühe, Selsingen und Tarmstedt 
sowie die Stadt Achim. 

Weiter sind die Gemeinde Neuenkirchen, die Samtgemeinden Fintel und Nordkehdingen sowie 
die Städte Buxtehude, Schneverdingen und Visselhövede durch trassenferne Kompensations-
maßnahmen betroffen. 

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG).  

Die Antragsunterlagen enthalten unter anderem einen Erläuterungsbericht, Bauanträge für die 
Stationen, Anträge auf wasserrechtliche Erlaubnisse und Genehmigungen zum Gewässerausbau, 
Anträge auf Ausnahmen und Befreiungen von naturschutzrechtlichen Ge- und Verboten, einen 
forstrechtlichen Antrag auf Waldumwandlungen, einen UVP-Bericht, einen Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan, Natura 2000-Verträglichkeitsstudien sowie Unterlagen zum Artenschutz, Bo-
denschutz, Gewässerschutz (Wasserrahmenrichtlinie) und Immissionsschutz. 

Die Auslegung der Antragsunterlagen erfolgt gemäß § 43a EnWG i.V.m. § 73 Abs. 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) in elektronischer Form. Die Planunterlagen können vom 27.01.2025 
bis zum 26.02.2025 im Internet unter http://www.lbeg.niedersachsen.de/bergbau/genehmigungs-
verfahren/aktuelle_planfeststellungsverfahren/ sowie im Niedersächsischen UVP-Portal 
(https://uvp.niedersachsen.de/portal/ ) abgerufen werden.  

Soweit kein Internetzugang besteht, können Betroffene die Antragsunterlagen bei der  

Gemeinde Oyten, Hauptstraße 55, 28876 Oyten  

nach tel. Voranmeldung unter 04207/9140-0 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag   9.00 bis 12.00 Uhr und zusätzlich  
Donnerstag 15.00 bis 17.30 Uhr 

einsehen. 

Gemäß § 75 Abs. 1 VwVfG werden durch die Planfeststellung die Zulässigkeit des Vorhabens 
einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von 
ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere behördli-
che Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaub-
nisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen, nicht erforderlich. 
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Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gemäß § 21 Abs. 2 UVPG bis 
einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, also bis zum 26.03.2025 Einwendungen gegen den 
Plan erheben: 

– schriftlich per Post oder zur Niederschrift beim  
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, An der Marktkirche 9, 38678 Clausthal-Zeller-
feld; oder 

– durch Übersendung eines unterschriebenen Schriftstückes per E-mail an  
ETL182@lbeg.niedersachsen.de. 

Mit Ablauf dieser Frist sind gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG und § 21 Abs. 4 UVPG bis zur Feststellung 
des Planes alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

Einwendungen müssen erkennen lassen, welches Rechtsgut oder Interesse aus Sicht des Ein-
wendenden verletzt wird. 

Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine Entscheidung nach § 74 VwVfG 
(Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung) einzulegen, können ebenfalls bis einen Monat 
nach Ablauf der Auslegungsfrist, also ebenfalls bis zum 26.03.2025 Stellungnahmen zu dem Plan 
abgeben. Auch für sie gilt, dass mit Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendungen und Stellung-
nahmen ausgeschlossen sind, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 
Abs. 4 Satz 6 VwVfG). 

Gemäß § 17 VwVfG ist bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten 
unterzeichnet oder in Form vervielfältigter, gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichför-
mige Eingaben), auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite eine Person mit Name, Beruf 
und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichnenden zu bezeichnen. Andernfalls können 
diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Es wird darauf hingewiesen, dass 

wird darauf hingewiesen, dass 

 vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt 
an, zu dem den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen, auf den vom 
Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die 
geplanten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden dürfen (Veränderungssperre). Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vor-
her begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeüb-
ten Nutzung werden davon nicht berührt (§ 44a Abs. 1 EnWG), 

 nach Ablauf von zwei Wochen seit der Zugänglichmachung auf der Internetseite der Planfest-
stellungsbehörde der Planfeststellungsbeschluss gegenüber den Betroffenen und demjeni-
gen, der Einwendungen erhoben hat, als bekanntgegeben gilt (§ 43b Nr. 3 EnWG),  

 die Einwendungen und Stellungnahmen dem Vorhabenträger zur gestellt werden, um eine 
Erwiderung zu ermöglichen. Auf Verlangen des Einwenders soll die Planfeststellungsbehörde 
dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen 
Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind (§ 43a Nr. 2 EnWG); 

 etwaige Einwendungen oder Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG bei den in dieser Bekanntmachung bezeichneten Stellen innerhalb der Einwendungs-
frist vorzubringen sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 2 VwVfG), 

 bei Ausbleiben einer oder eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn verhan-
delt werden kann (§ 73 Abs. 5 Nr. 3 VwVfG), 

mailto:ETL182@lbeg.niedersachsen.de


- 4 - 

 

 die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die Stellungnah-
men abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung be-
nachrichtigt werden können, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzu-
nehmen sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 4 lit. a) VwVfG), 

 die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen 
sind (§ 73 Abs. 5 Nr. 4 lit. b) VwVfG), 

 ein Beteiligter sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen kann; die Vollmacht er-
mächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich 
aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen seine 
Vollmacht schriftlich nachzuweisen (§ 14 Abs. 1 VwVfG), 

 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu 
entscheiden ist, nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädi-
gungsverfahren behandelt werden, 

 Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von Einwendungen, 
die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung entstehen, nicht erstattet 
werden, 

 die Einwendungen und Stellungnahmen dem Vorhabenträger und den von ihm Beauftragten 
zur Verfügung gestellt werden, um eine Erwiderung zu ermöglichen; datenschutzrechtliche 
Bestimmungen werden dabei beachtet; auf Verlangen des Einwenders können dessen Name 
und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung 
des Verfahrens nicht erforderlich sind. 

Die Durchführung eines Erörterungstermins ist gemäß § 43a Satz 1 Nr. 3 EnWG in das Ermessen 
der Planfeststellungsbehörde gestellt. Die Planfeststellungsbehörde wird über die Durchführung 
eines Erörterungstermins nach Ablauf der Einwendungs- und Stellungnahmefrist entscheiden. 

 

Celle, 13.01.2025 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie  

Im Auftrag  

gez. Schleicher  

 


